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Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 37 "Wischenkieker" der Gemeinde Ostsee-
bad Dierhagen
hier: Stellungnahme gemaIS 5 4a Abs. 3 BauGB

Sehr geehrter Herr Foks,

mit Schreiben vom 26. Januar 2024 (Posteingang: 26. Januar 2024) wurde ich urn Stellung-
nahme gerna5 5 4a Abs. 3 BauGB zum o. g. Bauleitplanentwurf gebeten. Als Bewertungs-
grundlage haben dazu vorgelegen:

Planzeichnung (Entwurf) im Ma5stab 1 : 500 mit Stand vom 11. Oktober 2023
Begrundung mit Stand yam 11. Oktober 2023
Umweltbericht mit Stand vom 17. August 2023
Umwettpriifung mit stand vom 17. August 2023
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag mit Stand vom Juni 2023
Anlage 1 - Bestandserfassung mit Stand vom Stand 17. August 2023
Anlage 2 - Obersichtsplan mit Stand vom Stand 17. August 2023

Nach erfolgter Beteiligung ergeht hierzu folgende Stellungnahme:

Stadtebauliche und planungsrechtliche Belange
Die Hinweise und Anregungen aus meiner Au5erung vom 21. Marz 2014 und den Stetlung-
nahmen vom 29. Juli 2016 und 27. Juli 2012 wurden Oberwiegend berucksichtigt. Folgende
Hinweise sind weiterhin zu beachten:

Die Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (51 Abs. 4 BauGB). Dem
Landkreis Vorpommern-Rugen liegen Stellungnahmen der Raumordnung vom 10. Marz 2014
und vom 1. August 2016 vor, mit dem Ergebnis, dass die Planung nicht mit den Zielen der
Raumordnung vereinbar ist. Die noch ausstehende positive Stellungnahme der Raumord-
nung 1st zu beachten. lch weise vorsorglich darauf hin, dass die Feststellung, die Planung
stehe im Einklang mit den Zielen der Raumordnung eine Grundvoraussetzung fur die Fort-
setzung der Planung 1st. Zudem 1st die raumordnerische Bewertung der Abwagung grund-
satzlich nicht zuganglich.
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Der Planzeichenerklarung ist zu entnehmen, dass die Gemeinde eine offene Bauweise fur
die Grundstucke vorsieht. Kennzeichnend fur die offene Bauweise (5 22 Abs. 2 BauNVO)
sind em n seitlicher Abstand zu den Grundstucksgrenzen und das die Lange der Gebaude
hechstens 50 m betragt. Der Festsetzung Nr. 3.3 „Bauweise" ist zu entnehmen, dass die
Gebaudelange hachstens 15,00 m betragen darf. Durch eben diese Beschrankung der klei-
neren Gebaudelange, handelt es sich nach der Definition von 5 22 Abs. 2 BauNVO urn keine
offene Bauweise, sondern urn eine abweichende Bauweise im Sinne des 5 22 Abs. 4 BauN-
VO. In der Begrundung selbst (S. 5) unter Punkt 8, wird weiterhin dargelegt, dass die Be-
bauung in offener Bauweise erfolgen soil. Die Unterlagen stehen weiterhin im Widerspruch.
Die Festsetzung ist insofern rechtseindeutig zu formulieren und die Unterlagen in Uberein-
stimmung zu bringen. In der Begrundung muss sich die Gemeinde mit der anzuwendenden
Bauweise befassen.

Der textlichen Festsetzung Nr. 2.1 ist zu entnehmen, dass die Gemeinde eine Mindest-
grundstucksgrefSe von 500 rn2 je Grundstuck nach 5 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB festsetzt. Es
reicht nicht aus, in der Begrundung nur zu schreiben, dass die Mindestgrundstucksgro5e je
Grundstuck 500 rn2 betragt (Seite 5). Die Festsetzung bedarf insbesondere des Vortiegens
stadtebaulicher GrUnde, die mit den speziellen Zwecken der Festsetzung der Nr. 2.1 ver-
folgt werden, sowie einer sachgerechten Behandlung der davon betroffenen Belange im
Rahmen der Abwagung. (vgl. Sofker in EZB-Kommentar 5 9 Rn. 47) Die Begrundung ist inso-
fern urn die rechtfertigenden Grunde und die Erforderlichkeit der Festsetzung zu erganzen.

Vor dem Hintergrund der Rechtseindeutigkeit empfehle ich die textliche Festsetzung 1.1 in
Bezug auf den Ausschluss der ausnahmsweisen zulassigen Nutzungen nach 5 3 Abs. 3 BauN-
VO und 5 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO redaktionell zu Oberarbeiten. Die ktinnte wie folgt formu-
liert werden: „Zulassig sind nur die in S 3 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO normierten Nutzungen. Alle
in 5 3 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweisen zulassigen Nutzungen werden nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und sind damit unzulassig". Zudem ist die Begrundung durch Aussagen
bzw. Erlauterungen zu den Planungszielen als den Grundzugen der Planung, insbesondere
vor dem Hintergrund der Bewertung etwaiger Abweichungsantrage zu erganzen.

Zudem ist festzustellen, dass die zulassigen Nutzungen nach 3 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO nicht
festgesetzt sind. In der Begrundung werden keine Aussagen dazu getroffen, aus wetchem
stadtebaulichen Grund diese nicht festgesetzt werden. Auch hier ware die Festsetzung im
Hinblick auf die Rechtseindeutigkeit zu priifen und zu Oberabreiten. Sollten die Nutzungen
ausgeschlossen werden, muss dies Ober 5 1 Abs. 5 BauNVO festgesetzt werden. Ich weise
darauf hin, dass in der Begrundung dann hervorgehen muss, dass sich die Gemeinde mit der
Wahrung der allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietes auseinandergesetzt hat.

Vor dem Hintergrund der Planrechtfertigung und Rechtseindeutigkeit gebe ich zu beden-
ken, dass die vorliegende Begrundung nicht den Anforderungen als solche gerecht wird. Aus
der b1(38en Wiedergabe der im Plan getroffenen Festsetzungen werden die stadtebaulichen
Zielstellungen, zu deren Umsetzung die getroffenen Festsetzungen erforderlich erscheinen,
nur unzureichend ersichtlich.

Der Planzeichnung ist zu entnehmen, dass zwei Teilbereiche innerhalb des Bebauungspla-
nes als Flache, die von der Bebauung freizuhalten ist (5 9 Abs.1 Nr. 10 BauGB) festlegt. Aus
den Unterlagen geht nicht hervor aus welchen Grunden die Gemeinde diese Festlegung
getroffen hat. Die Unterlagen sind zu erganzen.

Dem genauen Leser der Festsetzung Nr. 11 „Sichtdreiecke" stellt sich die Frage, ob diese
Festsetzung tatsachlich umsetzbar ist, wenn sich die angrenzenden Grundstiicke, hier im
Kreuzungsbereich der Stra5e „Neue Reihe" und „Wischenkieker" auBerhalb des Bebau-
ungsplanes befinden. Erlauterungen zu dieser Festsetzung sind in der Begrundung nicht zu
finden.
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Der Begriff „Carport" 1st baurechtlich nicht bestimmt. Ich gebe dabei zu bedenken, dass
der Plan bei unbestimmten Festsetzungen einem Mangel der Vollzugsfahigkeit leidet. Dem-
entsprechend 1st hier entweder eine rechtseindeutige Bezeichnung zu verwenden oder zu-
mindest in der Begrundung, in Abgrenzung zu anderen einschlagigen Rechtsbegriffen, eine
mit den Planungszielen verknOpfte Begriffsdefinition vorzunehmen.

Die Verfahrensvermerke sollen das gesamte Verfahren widerspiegeln, ich gehe daher davon
aus, dass eine korrekte Abbildung der Verfahrensfuhrung in den Verfahrensvermerken noch
kommen wird. Aus der aktuellen Fassung geht u. a. nicht hervor, dass das Amt fur Raum-
ordnung und Landesplanung mehrfach zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert wur-
de

Ich gehe davon aus, dass der Inhalt der Bekanntmachung nach g 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB
und die nach 5 3 Absatz 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen, neben dem Einstellen in
das Internet auch Ober das zentrale Landesportal des Landes Mecklenburg-Vorpommern
zuganglich gemacht werden (5 4a BauGB). Andernfalls wOrde die Auslegungsbekanntma-
chung gegen die gesetzliche Vorgabe des 53 Abs. 2 Satz 2 BauGB verstoBen. Die Heilung
des Fehlers kann nur Ober eine erneute Bekanntmachung und Offentliche Auslegung geheilt
werden.
Hinweise zum Bau- und Planungsportal des Landes M -V sind unter: http://bplan. geoda-
tenmv.de/Bauleitplaene zu finden.

Die Unterlagen sind entsprechend anzupassen und die korrekte Angabe der Rechtsgrundla-
gen zu prOfen.

Redaktionelle Anderung:
Der Flachennutzungsplan 1st mit Ablauf des 11. Mai 2020 wirksam geworden. Der Inhalt in
Kapitel 2 ist anzupassen.

Bauaufsicht
In dem Bebauungsplan 1st die Hehe der baulichen Anlagen durch Trauf- und Firsthehen
nach 5 18 BauNVO festgesetzt. Dabei sind die erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen.

Als unterer Bezugspunkt fur die Baufelder wurde dieser auf 1.65 m HN festgesetzt. Dabei
hat die Stra5enoberflache der angrenzenden Gemeindestrafie Wischenkieker westlich etwa
eine Hohenlage von 1,35 m HN und astlich von 1.00 m HN. Die vorhandenen Gelandehohen
betragen entsprechend der Planzeichnung eine HEThe von 0,72 m HN bis 0,94 m HN im Be-
reich der 0berbaubaren Grundstucksflachen. Gleichzeitig wurde auch die Hbhenlage der
Oberkante FertigfufSboden der zu errichtenden Gebaude wegen des Hochwasserschutzes
auf mindestens 1,95 m Ober HN festgesetzt. Damit sind entweder Aufschuttungen von 1,01
m bis 1,22 m verbunden oder die Gebaude werden entsprechend aufgestandert.

Aufschuttungen, die mit den Gebauden verbunden sind, erzeugen Abstandsflachen nach 5 6
LBau0 M -V. Daher 1st zu klaren, ob eine „neue" Gelandeoberflache im Bebauungsplan fest-
gesetzt werden soli oder wie die technische Umsetzung dieser Regelungen aus den textli-
chen Festsetzungen Nr. 2.3 und 5 erfolgt.
Es wird zur Rechtseindeutigkeit empfohlen, auch den oberen Bezugspunkt der Traufhohe
textlich zu definieren oder in der BegrOndung soweit nicht von der Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichtes 4 B 28.22 Beschluss vom 25. Juli 2023 abgewichen wird, zu erlau-
tern. Danach handelt es sich bei der Festsetzung der Traufhohe um den Schnittpunkt auf-
gehendes Mauerwerk mit der Dachhaut analog der Definition nach 5 6 Abs. 4 Satz 2 LBau0
M -V.

Wasserwirtschaft
Aus wasserbeherdlicher Sicht gelten im Zusammenhang mit der Erstellung des B -Planes Nr.
37 fur das Wohngebiet „Wischenkieker" Ortsteil Dandorf, der Gemeinde Ostseebad Dierha-



Sete 4
511.140.02.10033.24

gen Vorgaben fur den Schutz des Grundwassers und der oberirdischen Gewasser, fur die
Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Niederschlagswasser) sowie fur
den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen.

Grundwasser
Das Plangebiet liegt nicht in einem aktuell festgesetzten oder noch festzusetzenden Was-
serschutzgebiet einer Wasserfassung.

Hinweise zu Grundwasserabsenkungen/Einleiten in em n Gewasser
Solite es wahrend der Bauphase Grundwasserabsenkungen notig werden, so sind dies Ge-
wasserbenutzungen im Sinne § 9 Abs. 1 Nr. 5 bzw. 5 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG und bedurfen einer
wasserrechtlichen Erlaubnis. Die Unterlagen sind rechtzeitig vor Baubeginn bei der unteren
Wasserbehorde einzureichen.
Das Einleiten von Wasser in em n Gewasser (oberirdisches Gewasser, Grundwasser) stellt
eine Gewasserbenutzung nach 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und ist der unteren Wasserbehorde
anzuzeigen.

ErdaufschtLisse/Bohrungen
ErdaufschlOsse sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar
oder mittelbar auf die Bewegung, die Hbhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers aus-
wirken konnen (z. B. fur Baugrunderkundungen). Sie sind gema13 5 49 WHG der unteren
Wasserbeharde anzuzeigen.

Oberirdische GeWasser
NOrdlich des Plangebietes verlauft der Graben Dä4 als Gewasser 2. Ordnung.

Die, fOr die Gewasserunterhaltung zustandige Korperschaft, der Wasser- und Bodenverband
„Recknitz-Boddenkette", darf nicht durch Handlungen, die die Unterhaltung unmoglich
machen oder wesentlich erschweren wurden, an der Erfullung seiner Aufgaben gehindert
werden. In diesem Zusammenhang wird auf § 41 WHG „Besondere Pflichten bei der Gewas-
serunterhaltung" hingewiesen.

Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
Fur den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen gelten insbesondere die Vorgaben und
BeLange des WHG und der AwSV. Auf das Sorgfaltsgebot gema5 5 5 WHG wird hingewiesen.
Eine Grundwassergefahrdung wahrend der Bauphase ist auszuschliefien.
Innerhalb der Baugruben ist der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen unzulassig. Bin-
demittel, Auffangwannen und ahnliches sind fur den Havariefall vorzuhalten. Im Falle einer
Havarie sind unverzuglich Minderungsma5nahmen zu ergreifen und die untere Wasserbe-
h6rde des Landkreises Vorpommern-ROgen zu informieren.

Hochwasserrisikogebiet
Das Vorhaben liegt in einem Hochwassergebiet au13erha1b eines Oberschwemmungsgebietes
nach 5 78b Abs. 1 WHG. Bauliche Anlagen sind in einer, dem jeweiligen Hochwasserrisiko
angepassten Bauweise, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten.

Wasserversorgung, Schmutz- und Niederschlagswasser
Die Anbindung an das offentliche Trinkwassernetz ist Voraussetzung fur das Vorhaben.

Die Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigungspflicht obliegt dem Abwasserzweckver-
band Korkwitz. Das anfallende Schmutzwasser ist dem Verband gema13 der geltenden Sat-
zung zu Obergeben.

Die Entwasserung der Fahrbahn soli Ober eine Querneigung in seitliche Sickermulden mit
Oberlauf zum Vorfluter (Graben Dä4) geleitet werden. Dies stellt eine Gewasserbenutzung
im Sinne des 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar, die nach 5 8 WHG einer wasserrechtlichen Erlaubnis
bedarf.
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Das auf den privaten GrundstOcken anfallende Niederschlagswasser soli vor Ort versickert
bzw. in die Vorflut (Graben Dä4) geleitet werden. 1m Hinblick auf die Bewirtschaftungszie-
le gema15 5 47 WHG ist die ortsnahe Versickerung der kanalisierten Ableitung in em n Ober-
flachengewasser vorzuziehen.

Grundsatzlich ist bei einer Grundflachenzahl von 0,3 die Versickerung mOglich. Die Boden-
verhaltnisse sind günstig, wobei die Grundwasserstande durch die Nahe zum Bodden
schwanken und auf Grund der Gelandehbhen auch relativ oberflachennah sind. Versicke-
rungsanlagen sind nach DWA-A 138 zu planen, zu bauen und zu betreiben; standortbedingt
werden Versickerungsanlagen mit oberirdischen Speichervolumen (Mulden) auf Grund der
oberflachennahen Grundwasserstande empfohlen. NachbargrundstOcke sind nicht zu beein-
trachtigen.
Die Einleitung (Versickerung) ins Grundwasser ist ebenfalls em n Benutzungstatbestand, der
einer Wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf.
Das Erlaubnisverfahren entfallt, wenn im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung nach-
gewiesen wird, ob die tatsachlichen ortlichen Bedingungen eine Versickerung (Einleitung in
das Grundwasser) zulassen und festgesetzt wird, dass auf den GrundstOcken Mulden in ei-
ner Graf5e in Abhangigkeit von den angeschlossenen Flachen errichtet werden (5 32 Abs. 4
LWaG). Dies Bedarf der wasserbehardlichen PrOfung und Zustimmung.

Umweltbericht
Den Aussagen des Umweltberichts bezogen auf das Schutzgut Wasser wird gefolgt.

Kompensation
Die Kompensation wird durch die Anlage einer Feldhecke sowie Ober geeignete okokonten
geleistet. Wasserrechtliche Belange stehen dem nicht entgegen.

Naturschutz
Unberucksichtigt der artenschutzrechtlichen Belange wurden die Belange des Naturschut-
zes in den Planungsunterlagen gro5tenteils hinreichend berucksichtigt.

Es erfolgen folgende Hinweise:
In der vorliegenden Planzeichnung ist eine Flache als „Entfall von Umgrenzung von Flachen
mit Bindung fur Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonsti-
gen Bepflanzungen sowie von Gewassern (S 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)" gekenn-
zeichnet. Im beiliegenden Umweltbericht ist diese Struktur als „Koniferenhecke" benannt.
Auf dem mir vorliegenden aktuellen Luftbild wirkt diese Heckenstruktur viel eher als eine
artenreiche Hecke, welche durchaus den Biotopstatus einer Feldhecke haben konnte. Eine
ganzheitliche Biotoptypenkartierung der Flache fand offensichtlich nicht statt. Aufgrund
der Tatsache, dass es sich hier groBtenteils urn eine einheitliche GrOnlandflache handelt,
ist dies auch nicht zwingend erforderlich.

Allerdings ist durch die Gemeinde zumindest der genaue Biotoptyp der vorhandenen Hecke
zu OberprOfen und mit entsprechenden Fotos zu belegen und bei der Ermittlung der Hohe
des Eingriffs zu berucksichtigen.

Solite die Hecke dem Biotopschutz gerna15 5 20 NatSchAG M -V unterliegen, ware em n be-
grundeter Antrag auf Ausnahme zu stellen und entsprechende AusgleichsmaThahmen waren
zu planen.

Eine Flache, welche sich nicht als einheitliches GrOnland darstellt, ist die offenbar aus Auf-
schOttungen resultierende in Sukzession befindliche Flache im Nordwesten des Geltungsbe-
reichs. Auch hier ist der genaue Biotoptyp zu bestimmen und entsprechend bei der Ermitt-
lung der Eingriffshehe zu berucksichtigen.

Die fur die Kompensation gedachte MaiSnahme Nr. 2.22 „Anlage von Feldhecken mit vorge-
lagertem Krautsaum" erfordert fur die Anerkennung die Vorlage eines abgestimmten Pfle-
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geplans und insbesondere den Nachweis eines Kapitalstocks, damit die regelmaBige fachge-
rechte Unterhaltung der Saumstreifen dauerhaft abgesichert ist.

Diese Nachweise liegen den jetzigen Planungsunterlagen nicht bei. Die Abstimmung hierfur
bedeutet auch einen nicht unerheblichen Mehraufwand.

Als Alternative wird durch die untere Naturschutzbehorde vorgeschlagen Feldhecken ohne
Krautsaum vorzusehen und diese entweder etwas zu verlangern, bzw. die dann durch die
Hecke nicht abgedeckten KFA Ober den Ankauf weiterer okopunkte abzudecken.

Soiite weiterhin gepiewL sell' di W1drndhffle 2.22 urnzusetzen, sind die noch erforderlichen,
oben genannten Unterlagen zu erarbeiten und der UNB vorzulegen. Anderenfalls ist diese
Maf3nahme nicht anerkennungsfahig.

Zudem ist die in Rede stehende Heckenpflanzung zwar in der Planzeichnung vermerkt, al-
lerdings werden keine Aussagen dazu getatigt, wer fOr deren Pflanzung verantwortlich ist.
Dies ist im Textteil der Planzeichnung zu vermerken urn auch fur die zukunftigen Bauher-
ren Klarheit zu schaffen.

Artenschutz
Es wird zu Anfang ferner darauf hingewiesen, dass der meglicherweise notwendige Abbruch
von Bestandsgebauden und die anschliefSende Neubebauung in zwei separaten Genehmi-
gungsverfahren zu beantragen und zu genehmigen sind - dieses sollte als Hinweis mit in die
Planzeichnung mit aufgenommen werden.

Der besondere Artenschutz wird durch das Aufstellungsverfahren zum B -Plan lediglich
„prognostisch" betrachtet, keinesfalls aber abschlieBend bearbeitet wird. Der besondere
Artenschutz muss daher fachlich qualifiziert rechtzeitig vor Beginn der spateren Umsetzung
unter Einbeziehung der UNB abgearbeitet werden. Es ist muss daher gleichfalls betont
werden, dass derartige „Oberschlagige" Betrachtungen zum Artenschutz auf der Umset-
zungsebene fur die „Verwirklichungshandlung" dann in der Regel keine ausreichende Un-
tersuchungstiefe haben.

Im Rahmen der hier verfassten Stellungnahme werden daher lediglich Hinweise gegeben,
die aufgrund der im Nachgang bei der Umsetzung des B -Plans mOglicherweise notwendigen
artenschutzrechtlichen Genehmigung entsprechende Bedeutung haben. Urn spatere Zeit-
verzogerungen entsprechend zu vermeiden, wird eine konstruktive Zusammenarbeit des
Planungsburos und Abstimmung mit der fur den besonderen Artenschutz zustandigen UNB
fur sehr sinnvoll erachtet.

Aus diesem Grund wird auch folgender Hinweis aus Sicht der UNB fur sehr wichtig erachtet
und sollte vorsorglich mit in die Planzeichnung Obernommen werden:

„Fur die Baufeldberaumung, die Erschlie13ung und die weitere Umsetzung des Bebauungs-
planes sind moglicherweise Festlegungen und Genehmigungen der unteren Naturschutzbe-
horde Vorpommern-Rugen nach 5 44 Abs. 1 in Verbindung mit 5 44 Abs. 5 sowie 5 45 Abs. 7
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erforderlich, da durch die Arbeiten artenschutzrecht-
liche Belange betroffen sein k6nnen. MOglicherweise sind z. B. vor Beginn der Arbeiten
funktionsfahige Ersatzhabitate zu schaffen oder bestimmte Bauzeiten einzuhalten. Ent-
sprechend fruhzeitig sind notwendigen Abstimmungen mit und Genehmigungen bei der un-
teren Naturschutzbeh6rde Vorpommern-Rugen durchzufuhren bzw. zu beantragen. Hierzu
ist em n hochstens 5 Jahre altes artenschutzrechtliches Fachgutachten von qualifizierten
Fachkraften vorzulegen."

Solite im vorliegenden Fall mit einer zeitnahen Umsetzung des B -Plans gerechnet werden
kennen, sollte die Gemeinde sinnvollerweise bereits jetzt parallel zum Verfahren der Auf-
stellung des B -Plans auch eine naturschutzrechtliche Genehmigung bei der UNB zu bean-
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tragen bzw. die konkrete Umsetzung abstimmen, da ansonsten em n weiterer Zeitverzug zu
befurchten ist.

Es wird in diesem Zusammenhang auch vorsorglich darauf hingewiesen, dass bei einer man-
gelhaften Abwagung der artenschutzrechtlichen Belange im Rahmen des laufenden Verfah-
rens, der B -Plan maglicherweise nicht vollzugsfahig ist. Aus diesem Grund hat eine Ab-
stimmung mit der UNB im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen BeLange und die Beruck-
sichtigung der Hinweise der UNB eine besondere Bedeutung im laufenden Verfahren.

Dar-Ober hinaus muss die Gemeinde als brtliche Ordnungsbehorde zum Beispiel auch bei
Umsetzungsarbeiten im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan die zustandige UNB uber
die moglicherweise ungenehmigten Arbeiten gema5 5 8 Abs. 3 NatSchAG M -V informieren.

Gleichzeitig wird auf das Merkblatt „Artenschutz in der Bauleitplanung" der oberen Fach-
behbrde des Landes (Landesamt fur Umwelt, Natur und Geologie, LUNG) verwiesen, in dem
sowohl Angaben zum Untersuchungsumfang bzw. zur Potenzialanalyse als auch zur Festset-
zung von Mafinahmen bzw. dem Umgang mit moglicherweise notwendigen Ausnahmen nach
5 45 Abs. 7 BNatSchG gemacht werden. Im genannten Merkblatt wird explizit auf entspre-
chende Festsetzungen zum Artenschutz im B -Plan und auf die Nachsorge (Monitoring zur
Uberwachung der Funktionsfahigkeit der Ma5nahmen) abgestellt. Die Notwendigkeit be-
reits auf B-Planebene entsprechende MaThahmen zu konkretisieren und auch die Umset-
zung etwa vertraglich oder dinglich zu sichern wird auch gerichtlich bestatigt. Zum Beispiel
wurde em n Angebots B -Plan, der im Urteil des OVG (Oberverwaltungsgericht NRW, 10 D
97/15.NE) verhandelt wurde, aufgrund mangelnder Absicherung der geplanten Ma5nahmen
und somit einer mangelhaften Abwagung als nicht vollzugsfahig aufgehoben (OVG Muns-
ter/Oberverwaltungsgericht NRW, 10 D 97/15.NE, RN 30ff bzw. RN 38ff). Hierbei wurde
zwar die mangelnde Absicherung von Ausgleichsmaf3nahmen im Rahmen der Eingriffsrege-
lung gerugt, es diirfte aber bei Ausgleichsmaf3nahmen, insbesondere notwendigen vorgezo-
genen Ausgleichsmalinahmen im Rahmen des besonderen Artenschutzes, eine ahnliche
Sicht des Gerichts angenommen werden.

GemaiS S 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB kOnnen „die Flachen oder Maf3nahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft" festgesetzt werden. Hierbei
wird explizit klargestellt, dass „MaBnahmen" auch ohne Flachenbezug festgesetzt werden
kOnnen - dieses wird nochmal durch die Formulierung im 5 9 Abs. la BauGB bestatigt. Zu-
dem ist es das explizite Ziel der Bauleitplanung, eine nachhaltige stadtebauliche Entwick-
lung, L..] die nattirlichen Lebensgrundlagen zu schutzen" (51 Abs. 5 BauGB), so dass Ma5-
nahmen des Artenschutzes, die ja per se dazu dienen die natiirlichen Lebensgrundlagen zu
schlitzen, eindeutig stadtebauliche MaThahmen im Sinnes des S 9 Abs. 1 BauGB sind. Ferner
ist anzumerken, dass das BauGB auch explizit dazu dient die Richtlinie 92/43/EWG („FFH
Richtlinie") umzusetzen (siehe FuThote, Titelseite des Gesetzes) - der besondere Arten-
schutz em n elementarer Bestandteil dieser Richtlinie, der mit den 55 44 ff BNatSchG in bun-
desdeutsches Recht umgesetzt wurde.

Es ist also rechtlich begrundet, dass auch MaThahmen zum Artenschutz als Festsetzungen
im B -Plan festgesetzt und entsprechend gesichert werden mussen - eine Ubernahme als
Hinweis reicht nicht aus.

Fensterkollision BV-VM1:
Es ist besteht bereits ab ca. 50 cm Fensterbreite em n deutlich erh5htes Kollisionsrisiko und
im vorliegenden Fall kann mit ahnlichen oder grOBeren Fensterbffnungen gerechnet wer-
den. Es sind geeignete MaThahmen vorhanden, urn diese jeweils zu vermeiden oder we-
nigstens deutlich zu reduzieren.

Hinsichtlich moglicher Vermeidungsma5nahmen in Bezug auf das Kollisionsrisikos sei vor
allem auf die Empfehlungen zur Risikoeinschatzung und VermeidungsmaThahmen der Vo-
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gelschutzwarten (LAG VSW 21-01_Bewertungsverfahren Vogelschlag Glas.docx (lag-
vsw.de)) sowie auf die Studie des BfN und der Schweizer Vogelschutzwarte (Broschure Vo-
g,elfreundliches Bauen mit Glas und Licht, 2022) verwiesen. GernaB 5 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1
BNatSchG sind hier anerkannte VermeidungsmaBnahmen bei zu erkennenden Problemen
(gelbe oder rote Kategorie, siehe Bewertungsverfahren der LAG VSW) verpflichtend.

AlLeine die Verwendung reflexionsarmen Glases reicht nach den Empfehlungen der LAG-
VSW (2021) nicht als Vermeidungsma5nahme aus.

Hier sind entsprechende Manahmen im B -Plan festzusetzen.

Kleintierfallen
Bei den anlagebedingten Beeintrachtigungen ist das Tetungs- und Verletzungsrisiko durch
Kleintierfallen (Oberflachenentwasserung, Gullys, Kabelschachte, Kellerschachte, Keller-
abgange) ebenfalls zu berOcksichtigen. Diese zu erwartenden typischen Strukturen fuhren
zu erheblichen aber auch vermeidbaren Steigerungen der Tatungs- und Verletzungsrisiken.
Es sind geeignete Ma5nahmen vorhanden, urn diese jeweils zu vermeiden oder wenigstens
deutlich zu reduzieren. Erst im Nachhinein sind die MaBnahmen auf der Signifikanzschwelle
abzustellen. (5 15 Abs. 1 BNatSchG, 5 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG)

Hier sind entsprechende MaiSnahmen im B -Plan festzusetzen.

Hinweise zur Vermeidung von Kleintiertallen tinden sich unter
http: I /www. karch.ch/karch/Amphibien / Entwaesserung#Amphibienleiter oder auch unter:
http: / /www. uni ne.ch/fi les/ live/sites/ karch/files/Doc_a_telecharger/Amphibien_div. /Am
phibienschutz%20vor%20Hausac3%bcr_v2013.pdf).

AW-VM1:
In dieser MaiSnahme fehlt die Konkretisierung was nach dem Fund der Amphibien gesche-
hen soil.

Brand- und Katastrophenschutz
Es sind folgende Grundsatze einzuhalten:

. Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts- bzw. Wendemoglichkeiten fOr
Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungsdienstes,

. OrdnungsgemdfSe Kennzeichnung der Wege, 5tra5en, Platze bzw. Gebaude (Stra-
fSennamen, Hausnummern usw.),

u Die Bereitstellung der erforderlichen Loschwasserversorgung von mindestens
48 m3/h ist in der weiteren Planung zu beachten und in der Erschlie3ungsphase urn-
zusetzen.

Punkt 10.03 der Begrundung des Bebauungsplans ist umzusetzen.
Das Loschwasser ist gema5 dem Arbeitsblatt W 405, Stand: Februar 2008, des DVGW fur
den Zeitraum von 2 Stunden, innerhalb eines Radius von 300 m bereitzustellen. Dabei ist zu
berucksichtigen, dass dieser Radius die tatsachliche Wegstrecke betrifft und keine Luftlinie
durch Gebaude bzw. Dber fremde Grundstucke darstellt.

Gemal3 5 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz M -V (BrSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vorn 21. Dezember 2015 (GVOBl. M -V S. 612, 2016 S. 20),
zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVOBl. M -V S. 400, 402),
ist die Gemeinde verpflichtet die Lbschwasserversorgung, als Grundschutz, in ihrem Gebiet
sicherzustellen.
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Kataster und Vermessung
Planzeichnung Tell A:
Die hier vortiegende Ausfertigung der Planzeichnung bedarf noch einer geringen Oberarbei-
tung und ist dann zur Bestatigung der Richtigkeit des katasterma5igen Bestandes geeignet.
Zur Verbesserung der raumlichen Einordnung sollten alle, auch angrenzende, FlurstLicke
mit ihrer korrekten Flurstucksbezeichnung bezeichnet werden. Planzeichen verdecken
Flurstucksgrenzen und Grenzpunkte.
Die Verwendung aktueller ALKIS'-Datensatze wird grundsatzlich empfohlen.

Ich empfehle folgenden Verfahrensvermerk:

Der katastermaBige Bestand im Geltungsbereich des B -Planes am ............. wird als rich-
tig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt
der Vorbehalt, dass eine Prufung nur grab erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegen-
schaftskarte (ALKIV-Grunddatenbestand) im Mastab 1:1000 vorliegt. Regressanspruche
konnen nicht abgeleitet werden.

........................ , den ........................ ObVI oder Landkreis Vorpommern-Rugen
FD Kataster und Vermessung

Sonstiges:
Es sind fur Flurstikke im Gel.tungsbereich derzeit keine Liegenschaftsvermessungen ge-
plant, vorbereitet oder zur Obernahme eingereicht warden.

Zur Verbesserung der Obersichtlichkeit und zur Vereinfachung werden Liegenschaftsver-
messungen zur Auflbsung der „Oberhaken-Flurstikke" sowie Flurstucksverschmelzungen
mit geeigneter Zerlegung in die 4 Baugrundstucke empfohlen.

Tiefbau
Fur BaumaiSnahmen an bffentlichen Verkehrsflachen im Sinne des StrWG-MV ist eine Ge-
nehmigung nach 5 10 StrWG-MV einzuholen.

Der Trager der Stra5enbaulast hat dafur einzustehen, dass die allgemein anerkannten Re-
geln der Baukunst und der Technik eingehalten werden und ihre Bauten technisch alien
Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genugen.

Die festgesetzten Verkehrsflachen sind ausreichend zu bemessen, urn die Verkehrsflachen
entsprechend der vorgenannten Verpflichtung zu planen und herzustellen.

Abfallwirtschaft
Zur Sicherstellung eines reibungslosen Entsorgungsprozesses bitte ich Sie fOr die weitere
Planung, bezogen auf die spatere Befahrbarkeit der Stra5e, nachfolgende Hinweise zu be-
achten.
„Mull darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Mullbehalterstandplatzen so angelegt
ist, dass em n Ruckwartsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn em n kurzes Zu-
ruckstaen fur den Ladevorgang erforderlich ist, z. B. bei Absetzkippern. Zum 5 16 Nr. 1
legt die DGUV Vorschrift 43 „Mullbeseitigung" weiterhin fest: „Bei Sackgassen muss die
M5glichkeit bestehen, am Ende der Strafe zu wenden."
Eine Wendeanlage ist aus Sicht des gesetzlichen Unfallversicherungstragers idealerweise
geeignet, wenn sie einen Mindestdurchmesser von 20,00 m zuzuglich der erforderlichen
Freiraume von bis zu 2,00 m fur die Fahrzeuguberhange aufweist und in der Wendeplat-
tenmitte frei befahrbar ist. Wendeanlagen mussen mindestens den Bildern 57 - 59 der un-
ter Ziffer 6.1.2.2 genannten Wendeanlagen der Richtlinie fur die Anlage von Stadtstra5en
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(RASt 06) entsprechen, wobei andere Bauformen als Wendekreise oder -schleifen, z. B.
Wendeharnmer, aus Sicht des gesetzlichen Unfallversicherungstragers (siehe DGUV Infor-
mation 214-033) nur ausnahmsweise zulassig sind, wenn aufgrund von topographischen Ge-
gebenheiten oder bereits vorhandener Bausubstanz em n Wendekreis/ -schleife nicht reali-
siert werden kann.
FM- jede Wendeanlage sind em n Ausfahrtradius von mindestens 10 m und eine Fahrbahnbrei-
te von mindestens 5,50 m zu planen.
Der Wendeplattenrand zuzuglich der erforderlichen Freiraume muss frei sein von Hinder-
nissen wie Schaltschranke der Telekommunikation, ElektrizitatsversorRung, oder Lichtmas-
ten, Zaune und ahnlichen Einschrankungen.

Bezuglich der Stra5en regelt die DGUV Vorschrift 71 „Fahrzeuge" (ehemals BGV D 29) im
5 45 Abs. 1: „Fahrzeuge durfen nur auf Fahrwegen oder in Bereichen betrieben werden, die
em n sicheres Fahren ermeglichen." In Verbindung mit den Vorgaben der DGUV Information
214-033 und den Richtlinien fur die Anlage von Stadtstraen (RASt06) bedeutet das:

1. Die Straf3e muss fur die zulassigen Achslasten eines Abfallsammelfahrzeuges ausreichend
tragfahig sein (zulassiges Gesamtgewicht von Abfallfahrzeugen betragt max. 26 t). Die
StraBe muss so angelegt sein, dass auf geneigtem Gelande ausreichende Sicherheit gegen
Umsturzen und Rutschen gegeben 1st.

2. Fahrwege ohne Begegnungsverkehr mussen eine ausreichende Breite von mindestens
3,55 m fOr die Vorwartsfahrt bei gerader Streckenfuhrung haben. Dieses MafS ergibt sich
aus der Fahrzeugbreite (2,55 m) und einem beidseitigen Sicherheitsabstand von je 0,50 m.
Fahrwege mit Begegnungsverkehr mussen eine ausreichende Breite von mindestens 5,50 m
haben. Bei Fahrwegen mit Begegnungsverkehr 1st eine Breite von mindestens 4,75 m zulas-
sig, wenn geeignete Ausweichstellen in Sichtweite angelegt sind.

Bei kurviger Streckenfuhrung sind die Schleppkurven fur dreiachsige Mullfahrzeuge zu be-
achten. Bei 90-Grad-Kurven 1st em n Platzbedarf im Kurvenbereich von mindestens 5,50 m zu
berucksichtigen. Das Ma5 ergibt sich aus Messungen an einem 10 m langen, 3-achsigen Ab-
fallsammelfahrzeug.

3. Die StraBe muss eine lichte Durchfahrtshohe von mindestens 4,00 m gewahrleisten (Da-
cher, Straucher, Baurne, StrafSenlaternen usw. dOrfen nicht in das Lichtraumprofil ragen).

4. Die Strafe muss so gestaltet sein, dass Schwellen und Durchfahrschleusen problemlos
von Abfallsammelfahrzeugen Oberfahren werden kannen (ohne Aufsetzen der Trittbretter,
wobei die niedrigste Hohe fur Trittbretter nach DIN EN 1501 -1 Hecklader 450 mm betragt,
dabei sind auch Rahmenkonstruktion und Fahrzeuguberhang und Federweg zu berLicksichti-
gen).

Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Entsorgungsfahrzeuge keine Privatstraf3en und
Betriebsgelande befahren durfen.

Fur den Fall, dass die o. g. Vorgaben nicht eingehalten werden kannen, regelt 5 15 Ab-
satz 5 der Satzung Ober die Abfallbewirtschaftung des Landkreises Vorpommern-ROgen:

„Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstuck vorfahren kann, mOssen die Abfallbehal-
ter sowie sperrige Gegenstande nach 5 16 Absatz 1 der Abfallsatzung von den Uberlas-
sungspflichtigen an der nachsten vom Sammelfahrzeug benutzbaren Fahrstrae bereitge-
stellt werden. Der Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des Landkreises kann den Bereitstellungs-
ort der Abfallbehalter und Abfallsacke bzw. des Sperrmulls bestimmen."

Zusammenfassendes festgestelltes Ergebnis zur Befahrbarkeit mit Miillfahrzeugen:
Die StrafSenverkehrsflachen des Bebauungsplanes Nr. 37 sind unterdimensioniert. Eine Be-
fahrung des Plangebietes wird ausgeschlossen. Die Abfallbehatter/ -sacke sowie ggfs.
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Sperrmull gema5 S 15 Absatz 2 AbfS am Tag der Abholung an der Burgersteigkante bzw. am
Stra13enrand der bestehenden offentlichen Stra13e „Neue Reihe" (nachste fur Abfallsammel-
fahrzeuge benutzbare Durchfahrtsstra5e) so bereitzustellen, dass em n Ruckwartsfahren der
Entsorgungsfahrzeuge nicht erforderlich ist.

Eine sichere Befahrung der Planstrae „Wischenkieker" mit Abfallsammelfahrzeugen ist
nicht m6glich. Eine geeignete Wendeanlage auf affentlichem Raum am Ende der Straf3e ist
nicht vorhanden. Die Fahrwegbreite ist unzureichend.
Urn sicher zu stellen, dass Stra5en und Anlagen von Abfallsammelfahrzeugen befahren
werden, sind effentliche Verkehrsflachen nach o. g. Vorgaben zu schaffen.

Mit freundlichen Graen
im Auftra.9_
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